
1 

Niederschrift über die Sitzung des 
Gemeinderates Kottweiler-Schwanden 

 
 
Sitzungs-Nr. : 3 
Sitzungsort : Sitzungssaal im Gemeindehaus Kottweiler-Schwanden 
Sitzungsdatum : 28.06.2016 
Sitzungsbeginn : 20.00 Uhr 
Sitzungsende : 23.42 Uhr 
 
An der Sitzung nehmen folgende Personen teil: 
Ortsbürgermeisterin Gabriele Schütz 
Beigeordneter Eddy Vereecke 
Beigeordnete Angelika Gieser 
 
Von der Verbandsgemeindeverwaltung Ramstein-Miesenbach 
Schriftführer Benjamin Hüge 
 
Die Ratsmitglieder: 
Volker Fuchs 
Sören Gibs 
Ute Lutz 
Florian Schaan 
Mario Walther 
David Jung 
Klaus Scherne 
Wolfgang Graustein 
Karin Gehra 
Gerd Schmidt 
 
Ferner sind noch folgende Personen anwesend: 
Die Herren Reinhard Schneider und Jürgen Rosenkranz von den Stadtwerken, 
Marcus Klein, 1. Beigeordneter der Verbandsgemeinde, 
Leiterin Petra Urschel und Karin Schmittler von der Kindertagesstätte „Bärenbusch“. 
 
Anmerkungen: 
Keine 
 
Entschuldigt: 
Dominik Müller 
Roland Palm 
1. Beigeordneter John Hemm 
Marion Borger-Urschel 
 
Unentschuldigt: 
Keine 
 
Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die Teilnehmer. Sie stellt die ordnungsgemäße 
Einladung und die Beschlussfähigkeit des Rates fest. 
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Folgende Einwände bzw. Ergänzungen werden vorgetragen: 
Die Vorsitzende schlägt auf Wunsch der CDU vor, den Punkt „Gaskonzessionsvertrag“ von der Ta-
gesordnung zu nehmen. Da die Gaskonzession die nächsten 20 Jahre bindet, soll eine bedachte Ent-
scheidung getroffen werden. Die Angebote werden nochmals im kleinen Kreis bewertet. 
Der Rat stimmt dem Vorschlag einstimmig zu. 
 
Die Tagesordnung hat somit folgenden Wortlaut: 
 

T A G E S O R D N U N G 
 
der öffentlichen Sitzung: 

1. Vorstellung Konzept Kita „Bärenbusch“ 
2. Ausbau Feldwege 

2.1 Zuwegung Sportplatz 
2.2 Feldweg Ochsenbach 

3. Ausbesserung Ortsstraßen 
4. Umbau Sanitärbereich Kita „Bärenbusch“ 

hier: Auftragsvergabe 
5. Änderung Friedhofssatzung und Friedhofsgebührensatzung für Rasengräber 
6. Breitbandausbau nach dem Förderprogramm des Bundesministeriums für Verkehr 

und digitale Infrastruktur; hier: Grundsatzbeschluss zur Beteiligung am Projekt des 
Landkreises Kaiserslautern „Flächendeckende Versorgung der Landkreisgemeinden 
mit leistungsfähigen Breitbandanschlüssen“ 

7. RPR1.-Konzert 
 

der nichtöffentlichen Sitzung:  
8. Verschiedenes 

 
 
 
Es wird in die Beratung eingetreten. 
 
 

Öffentliche Sitzung 
 
 

1. Vorstellung Konzept Kita „Bärenbusch“ 
 
Sachverhalt: 
In der Gemeinderatssitzung vom 04.05.2016 wurde im Gemeinderat den Wunsch geäußert, das pä-
dagogische Konzept von der Kindertagesstätte „Bärenbusch“ vorstellen zu lassen. 
Die Vorsitzende übergibt das Wort an die Kita-Leiterin Petra Urschel und Karin Schmittler. Frau 
Urschel stellt das Gesamtkonzept vor, das jedem Ratsmitglied per E-Mail zugegangen ist und als 
Anlage 1 der Niederschrift beigefügt ist. 
 
Frau Urschel möchte den Personalschlüssel behalten, um die qualitative pädagogische Arbeit (bspw. 
Fortbildungen oder bessere Arbeitsteilung) zu gewährleisten. Die Ortsgemeinde muss hierfür eine 
halbe Stelle beim Kreis beantragen und begründen. Die Stelle wird mit 87,5 % bezuschusst. 
Die geringe Kinderanzahl an der gemeindeeigenen Kindertagesstätte liegt einerseits an der rückläu-
figen Geburtenrate, andererseits am Schulbezirk, so die Leiterin der Kindertagesstätte. Einige Er-



3 

ziehungsberechtigte aus Kottweiler-Schwanden melden die Kinder in Ramstein oder Steinwenden an, 
wo sich gleichzeitig die Grundschulen befinden. 
 
Die Beigeordnete Angelika Gieser plädiert für eine Verlängerung der Öffnungszeiten auf 17 Uhr. 
 
Deckung: 
Im Haushalt sind 25.000 Euro für den Umbau des Sanitärbereichs und andere Umbaumaßnahmen im 
Hinblick auf eine Änderung der Betriebserlaubnis angesetzt. 
Frau Urschel bittet um eine interkulturelle Fachkraft auf Basis einer Halbtagsstelle. 
 
Der Tagesordnungspunkt geht in die Fraktionen. 
Vor der kommenden Gemeinderatssitzung soll eine Vor-Ort-Begehung stattfinden. 
 
 

2. Ausbau Feldwege 
 
2.1 Zuwegung Sportplatz 

 
Sachverhalt: 
Im Rahmen der Flurbereinigung soll die Zuwegung zum Sportplatz asphaltiert werden. 
Die Asphaltierung des Feldweges, der von der Turmstraße zum Sportplatz führt, erstreckt sich 
über eine Länge von 260 Meter, bei einer durchgehenden Breite von 3 Meter und einer Dicke von 8 
cm. Die Maßnahmen werden vom DLR auf 17.000,- Euro geschätzt. 
Die Vorsitzende hat heute Mittag mit Herrn Junk vom Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum 
Westpfalz gesprochen. Am kommenden Donnerstag findet eine Vorstandssitzung des DLR statt, in 
der die Maßnahmen beschlossen bzw. die Aufträge vergeben werden. Die Ortsgemeinde steht in der 
heutigen Gemeinderatssitzung jedoch nicht in der Entscheidungspflicht, weil die Firmenaufträge 
zur Umsetzung der Maßnahmen auch im Nachgang erweitert werden können. 
 
An den Feldweg grenzt ein eingezäuntes Grundstück der Stadtwerke Ramstein-Miesenbach an, auf 
dem sich ein Druckbehälter befindet. Im Gespräch zwischen der Vorsitzenden und dem Geschäfts-
führer Reinhard Schneider wurde eine Kostenbeteiligung seitens der Stadtwerke in Höhe von 981,- 
Euro zugesichert. Wenn das kurze Verbindungsstück (22,5m²) zwischen Feldweg und Druckbehäl-
tergelände mitasphaltiert wird, beteiligen sich die Stadtwerke mit 3.000 Euro. 
 
In der Hauptausschusssitzung vom 15.06.2016 wurde der Gedanke geäußert, inwieweit eine finanzi-
elle Unterstützung seitens des Sportvereins vorstellbar wäre. Die Vorsitzende hat diesbezüglich 
noch keine Aussage vom Sportverein erhalten, weil dessen Ausschuss noch nicht getagt hat. 
Das Ratsmitglied Florian Schaan kritisiert die Herangehensweise. Seiner Meinung nach sollte die 
Ortsgemeinde früher und mit konkreten Vorstellungen, bspw. eine genaue Größenordnung, an den 
Sportverein herantreten. So gestaltet sich die Entscheidungsfindung schwer für den Sportverein. 
 
Die Vorsitzende hat mit Herrn Natter vereinbart, den Beschluss des Ausschussgremiums des 
Sportvereins abzuwarten und den Sachverhalt in die kommende Gemeinderatssitzung im Juli erneut 
zu behandeln. 
 
Beschluss: 
Die Vorsitzende holt sich Informationen ein, in welcher Höhe der Sportverein die Asphaltierungen 
bezuschussen könne und zu welchem Zeitpunkt die Maßnahmen umgesetzt werden sollen. 
Der Punkt wird in der kommenden Ratssitzung erneut behandelt.  
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Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 10 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 1 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 2  

 
 

2.2 Feldweg Ochsenbach 
 
Sachverhalt: 
Im Rahmen der Flurbereinigung soll der Feldweg „Ochsenbach“ verlängert werden. 
Herr Junk hat in der Vorstandssitzung des DLR Westpfalz angedeutet, dass noch Geld im Topf vor-
handen sei 
Herr Hauck von der ADD hat Herrn Lukas Schaan, Vorstand der Flurbereinigung, ebenfalls eine 
evtl. Zusage in Aussicht gestellt. Die Maßnahme könne evtl. zu 83 % bezuschusst. Die Vorsitzende 
geht auf den Plan ein, der jedem Ratsmitglied vorliegt (siehe Anlage 2 der Niederschrift) und fol-
gende Daten aufweist: 
 
Der Feldweg "Ochsenbach“ gilt als gut frequentiert. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stellt bei der ADD Neustadt den Antrag auf Asphaltierung des Feldweges im Tal. 
Bei Zusage des Zuschusses wird der Weg ausgebaut und die Gemeinde trägt ihren Anteil an den 
Kosten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 12 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 1 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 0 

 
 

3. Ausbesserung Ortsstraßen 
 hier: Auftragsvergabe 
 
Sachverhalt: 
Der Bauhof der Verbandsgemeinde bietet an, Risse auf asphaltierte Straßen zu schließen. Da der 
Bauhof dies verbandsgemeindeweit in allen Ortsgemeinden und in der Stadt Ramstein-Miesenbach 
anbietet, liegt der Preis bei lediglich 60 Cent zzgl. MwSt. je lfdm. 
Es handelt sich hierbei um folgende Straßen: 
 
 

1. Turmstraße 
2. Eckstraße bis zur Kurve 
3. Friedhofstr – ist gutem Zustand 
4. In der Hohl - Querrisse alle 20 Meter 
5. Ortsstraße 

 
Die Vorsitzende hat mit dem Bauhofleiter Dieter Guhl vereinbart, 1.200 Euro für die Sanierungen 
der Straßen anzusetzen – vorausgesetzt der Gemeinderat stimmt dem Vorhaben zu. Die Straßen 
werden nach Priorität entsprechend der o. g. Reihenfolge saniert. Der Bauhof saniert die Straßen so 
lange, bis die angesetzte Summe aufgebraucht ist. Die Rissesanierung der übrig gebliebenen Stellen 
ist in den kommenden Jahren vorgesehen. 
Die Sanierung dient der langfristigen Erhaltung der Straßen. Durch die Schließung der Risse kommt 
die Ortsgemeinde möglichen Frostschäden zuvor. 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat beauftragt den Bauhof der Verbandsgemeinde, die Risse der Asphaltdecken zum 
vereinbarten Preis von 60 Cent zzgl. MwSt. je lfdm. zu beheben. Der Gemeinderat setzt 1.200 Euro 
an. Sobald der Betrag aufgebraucht ist, ist die Maßnahme beendet. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 13 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 0 
 
 
Die Vorsitzende schlägt vor, den Punkt „Breitband“ vorzuziehen. 
Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag einstimmig zu. 
 

6. Breitbandausbau nach dem Förderprogramm des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur; hier: Grundsatzbeschluss zur Beteiligung am Projekt 
des Landkreises Kaiserslautern „Flächendeckende Versorgung der Landkreisge-
meinden mit leistungsfähigen Breitbandanschlüssen“ 

 
Sachverhalt: 
 
A.  Zusammenfassung 

Die Haushalte im Landkreis Kaiserslautern können innerhalb der nächsten drei Jahre flächen-
deckend mit leistungsfähigen Breitbandanschlüssen versorgt werden: Mindestens 95% mit 
Bandbreite ≥ 30 Mbit/s, mindestens 85% mit Bandbreite ≥ 50 Mbit/s. Die neuen Bundes- und 
Landesförderungen machen dies möglich: Förderung bis zu 90% der Kosten. Dazu müssen sich 
die unterversorgten Gemeinden mit ihren Verbandsgemeinden und dem Landkreis zu einem so 
genannten "Kreis-Cluster" zusammenschließen. Nach der Übertragung der Aufgabe "Breitband-
versorgung" von den Orts- auf die Verbandsgemeinden (per Gemeinderatsbeschluss) können die 
Verbandsgemeinden mittels öffentlich-rechtlichem Vertrag mit dem Landkreis vereinbaren, 
dass dieser das Projekt  "Flächendeckende Versorgung der Landkreisgemeinden mit leistungs-
fähigen Breitbandanschlüssen" im Auftrag der Kommunen durchführt. Wesentlicher Bestand-
teil des Vertrages (Entwurf s. Anl. 2) sind die Finanzierungsvereinbarungen (Abs. E.). 
 
Für Ortsgemeinden besonders wichtig: 
Kosten entstehen den Gemeinden nur dort, wo auch konkrete Maßnahmen durchgeführt werden. 
Die noch von den Kommunen zu tragenden Kosten - nach Abzug der Bundes- und der Landesför-
derung (bis zu 90%) – werden streng nach dem Verursacherprinzip ermittelt und auch genau so 
umgelegt. Der Landkreis beteiligt sich an den Kosten der Kommunen mit 1/3, so dass von den 
Kommunen noch 6,66% der ungeförderten Kosten zu tragen sein werden. Wenn sich auch die 
jeweilige Verbandsgemeinde noch mit 1/3 beteiligt, so verbleiben bei den Ortsgemeinden noch 
3,33% der ungeförderten Kosten. Dies ist eine einmalige Chance auf flächendeckende Breit-
bandversorgung zu optimalen Konditionen. 

 

B.   Ausgangslage 
 

1. Es gibt eine neue Förderkulisse 
Die flächendeckende Breitbandversorgung mit leistungsfähigen Anschlüssen ist eine wichti-
ge Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum, mehr Beschäftigung und die Beibehaltung 
der Attraktivität des gesamten Kreisgebiets. Bundes- und Landesregierung haben deshalb 
im Oktober/November 2015 eine neue Förderinitiative gestartet, deren Ziel es ist, alle 
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Haushalte flächendeckend mit einer Bandbreite von möglichst mindestens 50 Mbit/s zu ver-
sorgen. Die Förderung beträgt bis zu 90% der aufzubringenden Kosten. Die mit Bundespro-
gramm geförderten Maßnahmen sollen möglichst bis Ende 2018 abgeschlossen werden - dies 
wirkt sich positiv auf die Bewertung aus („Scoring-Verfahren“ - Bund), das Landesprogramm 
ist vorerst bis Ende 2019 aufgestellt. Eine gemeinsame Förderung aus Bundes- und Landes-
mitteln ist nicht nur zulässig, sondern sogar gewünscht. 

 

2. Die Situation im Landkreis Kaiserslautern 
Sehr unterschiedlich stellt sich die Lage im Landkreis Kaiserslautern dar. Einige Gemeinden 
sind sehr gut versorgt (Bandbreiten von jetzt schon 100 Mbit/s und mehr sind möglich), an-
dere wiederum kommen über Bandbreiten von 2 bis 16 Mbit/s nicht hinaus. Nach einem ak-
tuellen Gutachten des TÜV-Rheinland ist die konkrete Situation im Kreis folgende: Mindes-
tens 30 Mbit/s haben 68,6% aller Haushalte (Rang 6 der 8 pfälzischen Landkreise und Rang 
16 der 24 rheinland-pfälzischen Landkreise), mindestens 50 Mbit/s gibt es in 62,2% aller 
Haushalte (Rang 4 der 8 pfälzischen Landkreise und Rang 9 der 24 rheinland-pfälzischen 
Landkreise). 

 

3. Was wird gefördert? 
Innerhalb des zu fördernden Ausbaugebietes gilt: Bandbreiten von ≥ 30 Mbit/s müssen für 
95% der Haushalte erreicht werden und zudem Bandbreiten von ≥ 50 Mbit/s für 85% der 
Haushalte. Gemäß der EU-Vorgabe vom 15.06.2015 muss sich die Downloadrate im Ausbau-
gebiet gegenüber vorher mindestens verdoppeln, die Uploadrate muss mindestens im glei-
chen Verhältnis zur Ausgangsbandbreite steigen. Die maximale Förderhöhen sind: Land: 
40%, max. 7,0 Mio. €, Bund: 50%, höchstens 70%, max. 15 Mio. €. Der Eigenanteil der Kom-
munen muss mindestens 10% betragen. 

 

4. Wirtschaftlichkeitslücken-Modell oder Betreibermodell? 
Beide Modelle sind grundsätzlich förderfähig. Beim Wirtschaftlichkeitslücken-Modell (oder 
auch Deckungslücken-Modell) leisten die Kommunen einen einmaligen Zuschuss an einen per 
Ausschreibung ermittelten Netzerrichter, welcher das Netz anschließend auch (mindestens) 
7 Jahre lang betreibt. Beim Betreibermodell errichten die Kommunen in Eigenregie das pas-
sive Breitbandnetz und suchen sich per Ausschreibung einen Betreiber. Das Netz bleibt da-
bei im Besitz der Kommunen (bzw. einer eigens dafür gegründeten Gesellschaft). 

 

5. Wie wird konkret ausgebaut? 
Hier ist zu unterscheiden zum einen zwischen einer "Ertüchtigung" der Kabelverzweiger 
(KVz - das sind die grauen Kästen am Straßenrand) mit Glasfaser-Leitungen von der Haupt-
verteilung bis zum KVz (sogenannter FTTC-Ausbau "Fibre to the Curb" - Glasfaser bis zum 
Straßenrand/KVz). Dazu müssen neue, so genannte Multifunktionsgehäuse aufgebaut wer-
den, in denen die Technik installiert wird. Zum anderen gibt es noch den Weg der direkten 
Erschließung eines jeden Hauses mit Glasfaser (FTTB - Fibre to the Building). Beim FTTB-
Ausbau werden Bandbreiten von 300 MBit/s und mehr erreicht. 

 Beim FTTC erfolgt die Erschließung der Gebäude ab dem KVz noch mit Kupferleitungen. In 
Abhängigkeit von der Länge der Kupferleitungen können Bandbreiten bis 50 Mbit/s erreicht 
werden. Mittlerweile gibt es allerdings neue technische Verfahren (sog. Vectoring, Su-
pervectoring, G-fast), die es ermöglichen, die Bandbreiten in den Kupferleitungen auf bis zu 
250 Mbit/s auszuweiten. 

 

6. Was kostet ein Ausbau? 
Eine vom Land bei der Fa. MICUS in Auftrag gegebene Studie hat die Kosten für den FTTC-
Ausbau mit 6,5 Mio. € bis 10,5 Mio. € beziffert (Bandbreite mindestens 30 Mbit/s für 95% 
der Haushalte). Die Kosten für Bandbreiten von mindestens 50 Mbit/s dürften entspre-
chend darüber liegen, allerdings wird sich die Differenz dank fortschreitender Technik 
(Vectoring, G-fast etc.) eher in Grenzen halten. 
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 Beim FTTB-Ausbau hat eine ebenfalls vom Land in Auftrag gegeben Studie des TÜV-
Rheinland Kosten von 83 Mio € beim flächendeckenden Ausbau (100%) ermittelt. Wenn nur 
95% erschlossen werden, dann werden die Kosten mit 65,5 Mio. € angegeben. 

 

C. Wie können die kreisangehörigen Gemeinden gefördert werden? 

 

1. Bildung eines "Kreis-Clusters" 
 Grundvoraussetzung für eine Förderung ist die Bildung eines so genannten Kreis-Clusters, 

welchem mindestens 2 Verbandsgemeinden angehören müssen (Ausnahme: Förderung von 
Breitband-Maßnahmen nach dem Kommunalinvestitionsförderprogramm Kl 3.0). 

 

2. Was muss vor einer Antragstellung alles getan werden? 
 Bevor man einen Förderantrag stellen kann, sind viele Vorarbeiten zu leisten: Eine Machbar-

keitsstudie zum Breitbandnetzausbau im Landkreis ist zu erstellen (Vergabe an ein geeigne-
tes Fachbüro, geschätzte Kosten ca. 50.000 €, Förderung 100%), ein Schlüssel für die Ver-
teilung der Kosten ist festzulegen, die Zuständigkeiten für den Breitbandausbau sind per 
Gemeinderatsbeschluss von den Orts- auf die Verbandsgemeinden zu übertragen, das maxi-
male Ausbaugebiet ist zu identifizieren, eine Markterkundung ist durchzuführen (hat ein 
Unternehmen in den nächsten 3 Jahren konkrete Ausbauinteressen?), ein Interessenbekun-
dungsverfahren ist durchzuführen (falls die Markterkundung zu einem negativen Ergebnis 
geführt hatte, ist zu erkunden, ob bei Unternehmen Interesse an einem geförderten Aus-
bau besteht), ein Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen den beiden möglichen Modellen, ei-
ne Stellungnahme der Kommunalaufsicht (welche positiv sein muss) ist einzuholen usw. 

3. Bewertungsverfahren, „Bescheid mit Vorbehalt“ und öffentlich-rechtlicher Vertrag 
Wenn alle diese Schritte gemacht sind, dann kann man einen Antrag stellen. Der Antrag auf 
Bundesförderung wird von der Bewilligungsbehörde geprüft, er durchläuft dabei ein so ge-
nanntes "Scoring-Verfahren", bei dem die Effizienz des Projekts bewertet wird. Erst, wenn 
man auch dieses Verfahren erfolgreich überstanden hat, erhält man einen „Bescheid mit 
Vorbehalt“, welcher eine Förderzusage und eine maximale Fördersumme enthält. Jetzt ist 
auch der Zeitpunkt gekommen, den öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen Landkreis und 
den Verbandsgemeinden abzuschließen. 

4. Zum guten Schluss: Die Ausschreibung und der „abschließende Bescheid“ 
Je nachdem, für welches Modell man sich entschieden hat, wird per Ausschreibung entweder 
der Errichter (und spätere Betreiber) des FTTC-Netzes (Komplettausbau inkl. Technik und 
Betrieb) gesucht (Wirtschaftlichkeitslücken-Modell) oder nur der Betreiber des von den 
Kommunen vorher in Eigenregie errichteten Netzes (Betreibermodell). Und erst nach Ver-
tragsabschluss gibt es dann den endgültigen, den „abschließenden Bescheid“. 

 
D.   Einschätzung und Zielbestimmung 

 

1. Die Chancen auf einen flächendeckenden Breitbandausbau mit extrem hoher staatlicher 
Förderung waren noch nie so gut wie jetzt. 

 

2. Ein FTTB-Ausbau (300 Mbit/s und mehr) ist in Anbetracht der derzeitigen Maximal-
fördersummen von Bund und Land durch die Kommunen nicht zeitnah zu realisieren 
(65,5 Mio. € Investitionsaufwand bei maximal 22 Mio. € Gesamtförderung). 

 

3. Das Betreiber-Modell, bei welchem zuerst von den Kommunen eine Gesellschaft ge-
gründet werden muss, die dann die gesamte passive Netzinfrastruktur errichtet, ist für 
die beteiligten Kommunen sehr aufwändig, sowohl in der Vorbereitung als auch in der 
Umsetzung und im Dauerbetrieb. Eine Realisierung bis 2018 ist eher unwahrscheinlich. 
Hinzu kommt das wirtschaftliche Risiko für die Kommunen: Pachteinnahmen werden in 
der Regel pro Kunde/Anschluss abgerechnet. 
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4. Das Wirtschaftlichkeitslücken-Modell könnte in Kombination mit dem FTTC-Ausbau 
und Vectoring-Verfahren (ein technisches Verfahren, bei welchem die Bandbreiten im 
Kupferkabel teilweise mehr als verdoppelt werden können) sowohl finanziell als auch rein 
zeitlich und vom Aufwand her die besten Realisierungschancen bieten: 
- Kosten: Keine laufenden jährlichen Kosten 
- Risiko: Das Auslastungsrisiko trägt der Betreiber 
- Produkte: Der Kunde entscheidet nach Attraktivität der Produkte und nach 

Preis/Leistung 
- Perspektive: Glasfaser-Netzausbau bis zum KVz-Zwischenschritt zu FTTB/FTTH 
- Offene Zugänge: Betreiber bietet Wettbewerbern uneingeschränkten Zugriff 
- Zuschuss: Einmaliger Zuschuss, keine Folgekosten. 

 
Albert Schädler, Breitbandbüro Rheinland-Pfalz (ISIM), 12.2.2016: "Der Zeithorizont beim 
Deckungslückenmodell ist sehr stark abhängig von der Zeit der Aufgabenübertragung, Zu-
wendungsbescheid für Beratungsleistung, Markterkundungsverfahren, Bestimmung des Aus-
baugebietes, Wirtschaftlichkeitsberechnung von Deckungslückenmodell/Betreibermodell 
und schließlich dem Zeitrahmen des Ausbaues selbst. Da bei der Vectoring-Technik nur ein 
Netzbetreiber die gesamten Kupferdoppeladern an einem Kabelverzweiger „bedienen" darf, 
dies jedoch dem „freien Marktgedanken" nicht entspricht, hat die EU-Kommission die An-
wendung dieser Technik von einem neuen technischen Produkt (VULA - Virtual Unbundled 
Local Access - virtueller entbündelter lokaler Zugang) abhängig gemacht. Die Deutsche 
Telekom hat ein solches Produkt für Mitte des Jahres angekündigt. Erst wenn dieses Pro-
dukt am Markt ist, darf die Vectoringtechnik beim geförderten Ausbau eingeschaltet wer-
den (beim ungeförderten Ausbau darf diese Technik bereits jetzt angewendet werden). Der 
Ausbau selbst darf also schon gefördert werden, allerdings muss mit der Anwendung der 
Vectoringtechnik bis zum Erscheinen dieses Produktes gewartet werden." 

 

5. Bis ein Vertrag mit einem Telekommunikationsunternehmen abgeschlossen werden kann, 
ist mit ca. 12 Monaten ab Start des Verfahrens zu rechnen. Bis das Zielgebiet kom-
plett versorgt sein wird, mit weiteren 18 – 24 Monaten. Um die zeitlichen Vorgaben der 
Bundesförderrichtlinie einhalten zu können, muss mit der Umsetzung des Projekts zügig be-
gonnen werden. Hierzu ist es erforderlich, bei der Kreisverwaltung eine Breitbandkoordina-
tion auf Zeit zu installieren. 

 

6. In jedem Fall ist die Zustimmung der Kommunalaufsicht für jene Gebietskörperschaften 
einzuholen, welche am kommunalen Entschuldungsfonds (KEF) teilnehmen. Das Kommunalre-
ferat beim ISIM hat eine Zustimmung wegen des „Vorliegens dringender Gründe des Ge-
meinwohls“ auch für jene Kommunen signalisiert, welche am KEF teilnehmen. 

 

7. Die Zuständigkeit für den Breitbandausbau ist zunächst per Ratsbeschluss von den Orts- 
auf die Verbandsgemeinden zu übertragen (Abs. 4, Pkt. 1. Landesförderrichtlinie v. 
11.11.2015). Nach Erhalt des „Bescheids mit Vorbehalt“ (s. o.) schließen die Verbandsgemein-
den mit dem Landkreis Kaiserslautern einen öffentlich-rechtlichen "Vertrag über das Pro-
jekt Breitbandausbau im Landkreis Kaiserslautern". Der Vertrag enthält die Kostenregelun-
gen und weitere zur Projektdurchführung notwendige Festlegungen. 

 

E.   Finanzierungsvereinbarungen 

 

1. Die genaue Deckungslücke sowie die sonstigen Kosten des Breitbandausbaus (Beratungskos-
ten, Personalkosten für Breitbandkoordinator etc.) können zum jetzigen Zeitpunkt nicht be-
ziffert werden, ebenso nicht die genaue Höhe der Bundes- und Landesförderung. Zur Absi-
cherung nach oben wird von einer maximalen Deckungslücke von 12 Millionen Euro ausgegan-
gen. 
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2. Die nicht durch Förderung gedeckten Kosten werden zu 2/3 von den teilnehmenden Kommu-
nen und zu 1/3 vom Landkreis Kaiserslautern getragen. 
 
Hinweis:  
Der 1/3-Beteiligung des Landkreises hat die Kommunalaufsicht (ADD) grundsätzlich zu-
stimmt. 
 

3. Der Anteil der Ortsgemeinde an den nicht durch Förderung gedeckten Kosten beträgt 
ein Drittel. Ein weiteres Drittel übernimmt die Verbandsgemeinde (Hinweis: Diese Entschei-
dung ist im Verbandsgemeinderat zu treffen). 
 
Alternativ: 
Der Anteil der Ortsgemeinde an den nicht durch Förderung gedeckten Kosten beträgt 
zwei Drittel. 

 
4. Die von den Kommunen zu zahlenden, nicht durch Förderung gedeckten Kosten sind streng 

nach dem Verursacherprinzip zu ermitteln. Das beauftragte Unternehmen hat die Berech-
nung für jede Ortsgemeinde separat zu erstellen und dem Landkreis mitzuteilen. 

 

Die oben stehend aufgeführten Finanzierungsvereinbarungen gelten ausschließlich für den Fall, dass 
es eine Förderzusage sowohl vom Bund als auch vom Land gibt. Sollte eine der beiden Förderebenen 
ausfallen, so ist das Projekt nur dann weiter zu verfolgen, wenn zuvor unter allen Beteiligten einver-
nehmlich eine neue Vereinbarung getroffen werden konnte. 
 

In Kottweiler-Schwanden wurde die Breitbandversorgung durch die Stadtwerke Ramstein-
Miesenbach ausgebaut. Die Vorsitzende hat hierzu mit Herrn Schneider von den Stadtwerken eine 
Messung durchgeführt, mit folgenden Ergebnissen: 
 

Turmstraße: 50 Mbit/s 
Reichenbacher Straße: 70 Mbit/s 
Friedhofstraße: 60 Mbit/s 
Sauerwiesen: 48 Mbit/s 

 

Auf Kreis- und Verbandsgemeindeebene wurde darum gebeten, am Programm teilzunehmen. Wie der 
1. VG-Beigeordnete Marcus Klein ausführt, stellt sich die Situation in anderen Ortsgemeinden ähn-
lich dar wie in Kottweiler-Schwanden. Eine Teilnahme macht nur dann sinn, wenn alle Ortsgemeinden 
mitmachen. Die Verbandsgemeinde wird keine Maßnahme gegen den Willen einer Ortsgemeinde um-
setzen. Der Landrat Paul Junker sicherte ebenfalls in der Kreistagssitzung zu, dass Maßnahmen nur 
mit Zusicherung der jeweiligen Ortsgemeinden durchgeführt werden. 
Bis zur ersten Machbarkeitsstudie werden auf die Ortsgemeinde keine Kosten zukommen. Herr 
Klein wird dem Verbandsgemeinderat in seiner Sitzung am 29.06.2016 vorschlagen, die Kosten wie 
folgt aufzuteilen: 
 

1/3 trägt der Kreis 
1/3 trägt die Verbandsgemeinde 
1/3 trägt die Ortsgemeinde. 
 

Die Zuständigkeit für den Breitbandausbau auf die Verbandsgemeinde läuft nur auf die Dauer des 
Projektes. Die Ortsgemeinde zahlt nur Maßnahmen (zu einem Drittel, sofern der Verbandsgemein-
derat Herrn Kleins Vorschlag nachkommt), die innerhalb der Ortsgemeinde durchgeführt werden. 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat Kottweiler-Schwanden beschließt: 

1. Die Zuständigkeit für den Breitbandausbau wird auf die Verbandsgemeinde übertragen. 
2. Den unter E. aufgeführten Finanzierungsvereinbarungen wird zugestimmt. 
3. Die Verwaltung der Verbandsgemeinde wird ermächtigt, im Namen der Ortsgemeinde mit 

dem Landkreis Kaiserslautern eine Verwaltungsvereinbarung zu treffen, welche die o. a. Fi-
nanzierungsvereinbarungen zum Inhalt haben. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich gegen-
über der Verbandsgemeinde, die gemäß der Absätze E.2 bis E.4 (jeweils einschließlich) be-
rechneten Zahlungen an die Verbandsgemeinde zu leisten. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 13 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 0 
 

 
4. Umbau Sanitärbereich Kita „Bärenbusch“ 

 
Sachverhalt: 
Für die Änderung der Betriebserlaubnis der Kita „Bärenbusch“ (Aufnahme von Einjährigen) sind Mo-
dernisierungsmaßnahmen im Sanitärbereich der Kita notwendig (vgl. Anlage 3 der Niederschrift). 
Sie beinhalten u. a. den Einbau einer Waschlandschaft inkl. neuer Armaturen, eines Verbrühungs-
schutzes über Armaturen bzw. Eckventile, eines Baby-WCs, eines Handwaschbeckens im Wickelbe-
reich, sowie einer Brausearmatur mit Heißwassersperre.  
 
Der Inhaber der Fa. Schäfer, Herr Andreas Ulrich, hat der Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden 
angeboten, die Umbaumaßnahmen zum Materialpreis durchzuführen. Die Arbeitsleistung geht als 
Spende an den Kindergarten. 
Die Materialkosten für den Umbau des Sanitärbereichs belaufen sich auf 7.558,86 € incl. MwSt. 
 
Das Ratsmitglied Florian Schaan verweist auf die Ratssitzungen vom 30.08.2013 und vom 
04.12.2013. Auf Antrag der FWG veranlasste der Gemeinderat durch Beschluss, die Bauverwaltung 
bei zukünftigen Aufträgen ab einem voraussichtlichen Auftragswert von min. 1000,- €  die Einholung 
von mindestens zwei Angeboten, wobei ortsansässige Firmen bzw. ortsansässige Inhaber von Firmen 
zu berücksichtigen sind. Angesichts der Beschlussfassung vom 04.12.2013, sieht Herr Schaan einen 
Widerspruch bei der Auftragsvergabe ohne Vergleichsangebot und empfiehlt daher, den gefassten 
Beschluss vorher aufzuheben. 
Die Vorsitzende gibt zu bedenken, dass es sich um ein Angebot handelt, bei dem die Ortsgemeinde 
die Materialleistung übernimmt, die Arbeitsleistung jedoch umsonst erhält. Sollte die Materialleis-
tung bei anderen Angeboten günstiger ausfallen, ist auch der Arbeitslohn fällig, wodurch die Ge-
samtsumme höher ausfallen würde. 
Der 1. Beigeordnete der Verbandsgemeinde, Marcus Klein, verweist auf das Vergaberecht (vgl. Sei-
te 837 GemO) der Ortsgemeinde. Ein Angebot, bei dem nur die Materialleistung berechnet wird, ist 
rechtlich schwierig – auch wenn die Arbeitsleistung in Form einer Spende getätigt wird. Vergabe-
fehler sind grundsätzlich zuschussfeindlich. Zudem ist es juristisch anfechtbar, wenn ab Summe X 
kein Vergleichsangebot vorliegt. 
 
Die Vorsitzende schlägt vor, weitere Angebote für das Material einzuholen. Zugleich wird sie aus 
zeitlichen Gründen vom Gemeinderat ermächtigt, den Auftrag in Abstimmung mit den Beigeordneten 
an den günstigsten Anbieter zu vergeben. 
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Deckung: 
Haushaltsmittel stehen zur Verfügung. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat lässt Vergleichsangebote einholen und ermächtigt die Ortsbürgermeisterin Gab-
riele Schütz, die Materialvergabe zum Umbau des Sanitärbereiches per Eilentscheid in Absprache 
mit den Beigeordneten vorzunehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 12 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 1 

 
 

5. Änderung der Friedhofssatzung und der Friedhofsgebührensatzung; 
  Neuanlage von Rasengrabfeldern 

 
Sachverhalt: 
Immer schwieriger gestaltet sich die Frage der Grabpflege für die Hinterbliebenen. Vor allem im 
Alter wird das Herrichten sowie Instandhalten der Grabanlagen immer beschwerlicher. Ein weiteres 
Problem liegt sehr oft darin, dass Angehörige nicht mehr vor Ort wohnen, sondern aus beruflichen 
oder familiären Gründen außerhalb der Region ihre Wohnsitze begründen. Die erforderliche Grab-
pflege kann dann nicht mehr ohne größeren Aufwand gestemmt werden. 
Ein weiterer Aspekt liegt im finanziellen Bereich. Das Errichten von Grabmälern, die dauerhafte 
Grabpflege oder auch die Instandsetzung der Grabstätten bedeuten eine große finanzielle Belas-
tung für die Grabverantwortlichen.  
Daher kann die Wahl eines Rasengrabes - auf die gesamte Nutzungsdauer gesehen – eine gute und 
auch weitaus günstigere Alternative zu einem vergleichbaren Wahlgrab sein. Zwar mag die Erstge-
bühr auf den ersten Blick weitaus höher liegen als bei einem vergleichbaren Urnengrab/Erdgrab, 
aber durch den Wegfall der Folgekosten  relativieren sich die Kosten. Die Pflege und Instandhal-
tung einer Rasengrabstätte obliegt dann auch nicht mehr den Grabverantwortlichen, sondern wer-
den gegen Entrichtung einer entsprechenden Pflegepauschale an die Ortsgemeinde von den  Ge-
meindearbeitern ausgeführt. 
 
Wie in der Gemeinderatssitzung am 04.05.2016 beschlossen, stellt die Ortsgemeinde Kottweiler-
Schwanden neue Felder für Rasengräber bereit. Die Bauverwaltung hat in Absprache mit Frau 
Ortsbürgermeisterin Schütz einen Entwurf für die Anlage der Rasengräber erstellt. Es handelt sich 
dabei um Rasengräber für Erdbestattungen sowie Rasenurnengräber mit Namensplatte (Kennzeich-
nung in Form von Steinplatten) im Rasenfeld 1 C, siehe nochmals Anlage 4 der Niederschrift 
(Friedhof Kottweiler),  hier sind die Rasengrabfelder graphisch dargestellt. Ein anonymes Rasenfeld 
ausschließlich für Urnengräber kann neben der Leichenhalle ausgewiesen werden, siehe Anlage 5 
der Niederschrift (Friedhof Kottweiler). Für den Friedhof im Ortsteil Schwanden sind vom Ge-
meinderat noch geeignete Flächen festzulegen. 
 
Die Gestaltungsmöglichkeiten bei einem Rasengrab richten sich nach den in der Satzung festzule-
genden Vorschriften.  
 
Der Ortsgemeinderat hat weiter über folgende Gestaltungsvorschriften abschließend zu beraten 
und zu beschließen, da die bisherige Friedhofssatzung hierfür keine Nutzungsregelungen enthält: 
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Rasengrabfeld mit Namensplatten (Kennzeichnung durch Steinplatten) 
Bei den Rasengräbern wird auf eine Grabeinfassung verzichtet, da diese den Aspekt der einfachen 
Grabpflege zu Nichte machen würde. Deshalb ist auch eine weitere individuelle Bepflanzung nicht 
vorgesehen oder erlaubt. 
 
Die Ortsgemeinden Steinwenden und Niedermohr sowie die Stadt Ramstein-Miesenbach kennzeich-
nen die Rasengrabstätten mit einer Granitsteinplatte (40 x 30 x 6 cm), bei der die Daten des Ver-
storbenen (Vor- und Zuname, Geburtsjahr – Sterbejahr) eingraviert werden. Die Gemeinden halten 
diese Granitplatten vor. Im Sterbefall werden diese einzeln zur Gravur beim fachkundigen Stein-
metz herausgegeben. Die Kosten der Granitsteinplatten werden dabei vollständig auf die Nutzungs-
berechtigten umgelegt und können als „Kosten für gestalterische Maßnahmen“ (wie auch bei allen 
anderen Grabarten) erhoben werden.  
Bei einer Bestattung im Rasenurnengrab liegt die Namensplatte über der Urne, bei Sargbestattun-
gen im Rasenfeld hingegen über dem Kopf des Bestatteten. Die Fläche eines Rasengrabes wird nach 
der Bestattung von den Gemeindearbeitern mit Rasen besäht, so dass sich auf dem Grabfeld eine 
ununterbrochene Rasenfläche erstrecken kann.  
Grundsätzlich kann gestattet werden, das Grab zu bestimmten Zeiten mit Blumen oder einem Grab-
licht zu schmücken (z. B. bis 4 Wochen nach der Beisetzung, Allerheiligen, Totensonntag).  
Den Grabverantwortlichen soll mit dem Erwerb einer Rasengrabstätte eine Information für die Be-
stattung im Rasengrabfeld überreicht werden. Das Merkblatt enthält folglich alle wesentlichen Ge-
staltungsvorschriften. Der Erhalt dieser Vorschriften ist vor der Beisetzung von den Angehörigen 
zu quittieren (Muster ist als Anlage 6 der Niederschrift beigefügt). 
 
Rasengrabfeld mit Kennzeichnung durch Steinplatten: 
Die Kenntlichmachung der Grabstätten erfolgt durch steinerne Namenstafeln, Größe 40 cm x 30 cm 
x 6 cm. Die Namenstafeln werden von der Ortsgemeinde zur Verfügung gestellt und dem Nutzungs-
berechtigten zur Gravur bei einem Steinmetzbetrieb überlassen. 
 

Die Anschaffungskosten für die in den OG Steinwenden, Niedermohr und Stadt Ramstein-
Miesenbach erworbenen Granittafeln beliefen sich im Jahr 2014 auf rund 24,00 €. Hinzu kommen 
noch der Stundenlohn sowie Materialkosten für das Versetzen der Namensplatte im Fundament so-
wie die Kosten für Rasensamen. Alle anfallenden Ausgaben werden als Kosten für gestalterische 
Maßnahmen anteilig auf jede Rasengrabstätte umgelegt. 
 
Gestaltung der Namenstafeln (Granitsteinplatte in der Größe 40 x 30 x 6 cm): 
Die Schrift sowie Ornamente sind einzumeißeln, sie dürfen nicht farbig und aufgesetzt sein. Die 
Schrifthöhe: minimal 2,50 cm, maximal 5,00 cm. Ornamente sind erlaubt/nicht erlaubt. Der Entwurf 
der Beschriftung, insbesondere die Gestaltung der Platte mit Ornamenten ist der Verbandsgemein-
deverwaltung Ramstein-Miesenbach zur vorherigen Genehmigung vorzulegen. Wir weisen darauf hin, 
dass bei Nichtvorlage des Entwurfes keine Namensplatten ausgehändigt werden. Die Tafeln dürfen 
nicht mit erhabenen Zahlen und Buchstaben versehen sein. Nach der Beschriftung werden die Na-
menstafeln vom Friedhofsträger fundamentiert und fachgerecht eingebaut. 
 
Blumen- und Grabschmuck im Rasenfeld: 
Erlaubt sind Blumenschmuck und Grablichter bis 4 Wochen nach der Beisetzung, evtl. zusätzlich in 
der pflegefreien Winterzeit.  
 

Festsetzungen für die Rasengrabfelder: 
Rasenurnengrabstätten: Als Urnen sind ausschließlich kompostierbare Urnen zugelassen. Es dürfen 
max. 2 Urnen in der Grabstätte bestattet werden. 
 
Anonyme Urnenbestattung: Bei dieser Bestattungsform kann nur eine Urne beigesetzt werden. 
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Sargbestattungen im Rasenfeld: Zu der Erdbestattung können zusätzlich bis zu 2 Urnen beigesetzt 
werden. 
 
Die Vorsitzende schlägt vor, die Änderungen der Friedhofssatzung und Friedhofsgebührensatzung 
in mehrere Beschlüsse zu fassen.  
 
Beschluss: 
Der Ortsgemeinderat beschließt wie vorgenannt, die Neuanlage und Gestaltung von Rasengrabfel-
dern für Urnenbeisetzungen, anonyme Urnenbeisetzungen sowie Einzelgräbern (lt. Anlagen 4 und 5 
der Niederschrift), auf dem Friedhof Kottweiler. 
Der Ortsgemeinderat fasst den Satzungsbeschluss für eine neue – redaktionell überarbeitete - 
Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden. 
Die Pflege der Rasenflächen obliegt alleine dem Friedhofsträger. Die Verwaltung wird entsprechen-
de Angebote für Namensplatten einholen. 
Die Angebote und Materialauswahl werden dann nochmals vorgestellt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 13 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 0 
 
 
Nutzungszeit und Ruhezeit 
Die derzeit gültige Friedhofssatzung setzt für alle Grabarten eine Ruhezeit von 30 Jahren fest. 
Für Wahlgräber eine Nutzungszeit von 40 Jahren. Die gesetzlich vorgeschriebene Mindestruhezeit 
liegt bei 15 Jahren. Es erfolgt hierbei keine Unterscheidung zwischen Urnen- und Sargbestattun-
gen.  
 
Es sollte jedoch mit Blick auf die begrenzten Friedhofsflächen für alle Grabarten eine Verkürzung 
der Ruhe- und Nutzungszeit angestrebt werden. Ebenso sollte der Gemeinderat darüber beraten, 
ob nach Ablauf der Ruhe- bzw. Nutzungszeit weiterhin die Möglichkeit von Verlängerungen der Nut-
zungsrechte durch Wiederaufkauf möglich sein soll.  
 
Die Vorsitzende schlägt vor, die Ruhe- und Nutzungszeit für alle Grabarten einheitlich auf 25 Jah-
ren festzulegen.  
 
Beschluss: 
Die Ruhe- und Nutzungszeit wird für alle Grabarten einheitlich auf 25 Jahre festgelegt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 13 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 0 
 
 
Die einmalige Grabpflegepauschale wird beim Ersterwerb mit der Grabplatzgebühr erhoben. 
Bei einer Verlängerung des Nutzungsrechts wird die Pflegepauschale anteilmäßig der erforderlichen 
bzw. beantragten Jahre angepasst. Eine Verlängerung und somit ein Wiederaufkauf kann auch für 
alle Rasengräber ausgeschlossen werden.  
Die Rasengräber werden als Reihengräber in Grabfeldern mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
ausgewiesen. 
Ein Gebührenvergleich anderer Gemeinden ist als Information in der Anlage 7 der Niederschrift 
beigefügt. 
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Grabplatzgebühr und Pflegepauschale Urnenrasengrab 
Die Gebühr für Urnenrasengrabstätten beträgt derzeit für ein Urnenrasengrab/anonymes Urnenra-
sengrab inkl. Pflegepauschale 378,00 € (aktuelle Grabplatzgebühr der OG Kottweiler-Schwanden 
für ein Urnengrab 128 € zzgl. 250,00 € Grabpflege für die Dauer von 30 Jahren). 
 
Im Rat ist sich einig, die Grabplatzgebühr nicht zu ändern. Zur Pflegepauschale kommen aus den 
Fraktionen FWG und Unabhängige Bürger mehrere Vorschläge. 
 
Beschluss: 
Die einmalige Grabplatzgebühr für Urnenrasengräber/anonym. Urnenrasengräber bleibt bei 128,- 
Euro. 
Die Pflegepauschale für die gesamte Ruhezeit wird auf 625,- Euro (jährlich 25,- Euro) festgesetzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 2 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 9 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 2 
 
Somit wurde der Antrag der jährlichen Pflegepauschale von 25,- Euro abgelehnt. 
Im Rat kommt der Vorschlag zur jährlichen Pflegepauschale von 20,- Euro auf. 
 
Beschluss: 
Die einmalige Grabplatzgebühr für Urnenrasengräber/anonym. Urnenrasengräber bleibt bei 128,- 
Euro. 
Die Pflegepauschale für die gesamte Ruhezeit wird auf 500,- Euro festgesetzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 8 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 5 
 
 

Grabplatzgebühr und Pflegepauschale Einzelgrab im Rasenfeld 
Die Gebühr für Einzelgräber im Rasenfeld beträgt derzeit inkl. Pflegepauschale 653,00 € (aktuelle 
Grabplatzgebühr der OG Kottweiler-Schwanden für ein Einzelgrab ab dem 6. Lebensjahr.  153 €  
zzgl. 500,00 € Grabpflege für die Dauer von 30 Jahren). 
 
Beschluss: 
Die einmalige Grabplatzgebühr für Einzelgräber im Rasenfeld bleibt bei 153,- Euro. 
Die Pflegepauschale für die gesamte Ruhezeit wird auf 1.000,- Euro (jährlich 40,- Euro) festge-
setzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 2 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 9 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 2 
 
Der Antrag der jährlichen Pflegepauschale von 40,- Euro wurde vom Rat abgelehnt. 
Es kommt der Vorschlag zur jährlichen Pflegepauschale von 34,- Euro auf. 
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Beschluss: 
Die einmalige Grabplatzgebühr für Einzelgräber im Rasenfeld bleibt bei 153,- Euro. 
Die Pflegepauschale für die gesamte Ruhezeit wird auf 850,- Euro (jährlich 34,- Euro) festgesetzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 7 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 13  Dagegen 6 
Fehlende Mitglieder: 4  Enthaltungen 0 

 
 

7. RPR1.-Konzert 
 
Sachverhalt: 
Das RPR1.-Konzert wird unter dem Motto „Sommerfest an der Sulzbachhalle“ am Samstag, 16. Juli, 
veranstaltet. Der Vereinsring und der Festausschuss Kottweiler-Schwanden haben folgendes Pro-
gramm beschlossen: 
 

- 13.00 Uhr: Beginn RPR1.-Livemobil sowie Bulldog- und Oldtimerausstellung, Getränkeverkauf 
- 15.00 Uhr: Flammkuchenverkauf, Kaffee und Kuchen, etc. 
- 18.30 Uhr: Auftritt DJ Loading 
- 20.30 Uhr: Auftritt “The Basement” 
- 22.00 Uhr: Auftritt RPR1.-DJ 

 
Der Verkauf wird von den örtlichen Vereinen durchgeführt. Von den Einnahmen gehen 10% an die 
Ortsgemeinde, wovon Gema und Versicherungen bezahlt werden. Die Nachwuchsband „The Base-
ment“ erhält für ihren Auftritt 250,- Euro. 
 
Der Gemeinderat nimmt die Informationen zur Kenntnis. 
































